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WOHNUNGSLOSIGKEIT: UNTERBRINGUNG WOHNUNGSLOSER DURCH DIE KOMMUNEN 

Wer gilt als wohnungslos? (S. 43) 

In Deutschland gibt es bisher keine amtliche Definition von Wohnungslosigkeit oder Obdachlosigkeit. In 
diesem Text wird „wohnungslos“ so verwendet, wie es auch in der deutschen Fachdebatte genutzt wird 
und überwiegend auch den statistischen Erfassungen einzelner Bundesländer zugrunde liegt. In diesem 
Sinne bezeichnet „wohnungslos“ Personen, die über keinen mietvertraglich abgesicherten Wohnraum 
(oder Wohneigentum) verfügen. 

Zu aktuell von Wohnungslosigkeit betroffenen Personen in Deutschland zählen demnach Personen, 

– die auf der Straße oder an öffentlichen Plätzen leben, 

– die in Notunterkünften oder Einrichtungen für Wohnungslose untergebracht sind (zum Beispiel von den 
Kommunen bereitgestellte Unterkünfte oder durch freie Träger vorgehaltene stationäre Einrichtungen, 
Übergangswohnheime, Betreute Wohnformen), 

– die nach erfolgreichem Abschluss des Asylverfahrens nicht mehr verpflichtet sind, in einer 
Gemeinschaftsunterkunft zu wohnen, dies aber – wegen Wohnraummangel – weiterhin tun müssen, 

– die länger als notwendig in Einrichtungen des Gesundheits- und Justizsystems bleiben, weil sie keine 
eigene Wohnung finden,  

– die in ungesicherten Wohnverhältnissen leben (zum Beispiel Wohnwagen), 

– die wegen fehlender eigener Wohnung temporär bei Bekannten oder Freunden übernachten. 

Inbegriffen sind somit auch wohnungslose Personen aus anderen EU-Staaten und Drittstaaten. Das 
deutsche Polizei- und Ordnungsrecht spricht im Rahmen der ordnungsrechtlichen Unterbringung von 
„unfreiwillig obdachlosen“ Personen. Dies bezeichnet Menschen, die keine Möglichkeit haben, 
unterzukommen und nicht auf der Straße sein wollen. Im Text wird dieser Begriff verwendet, wenn von 
der Unterbringungsverpflichtung der Behörden die Rede ist. 

Quellen: FEANTSA, Busch-Geertsema 2018a 

Fallbeispiel 1: 81-jähriger Rentner seit 10 Jahren in der ordnungsrechtlichen Unterbringung (S. 42) 

Herr R. ist 81 Jahre alt. Bis 2009 lebte er zusammen mit seiner Mutter in einer Wohnung. Als diese 
verstarb, lief er zunächst einen Tag verwirrt durch die Stadt und meldete sich schließlich bei der Polizei. 
Diese empfahl ihm, sich an das lokal zuständige Sozialamt zu wenden. Weil er nicht mehr in der ehemals 
gemeinsamen Wohnung wohnen wollte, vermittelte ihn das Sozialamt damals übergangsweise in ein 
Wohnheim (ordnungsrechtliche Unterbringung, circa 350 Bewohner_innen). 

In diesem Wohnheim wohnt Herr R. seit zehn Jahren. Er bezieht eine monatliche Rente von etwas weniger 
als 1000 Euro. Für das Zimmer zahlt er 600–700 Euro monatlich. Er wohnt alleine in einem kleinen 
Zimmer (circa 12 m2); Dusche, Toiletten und Küche teilt er sich mit anderen Personen. Um zusätzlich 
etwas zu verdienen, sammelt Herr R. Flaschen. Herr R. kommt täglich zum Abendessen in eine 
Wohnungslosentagesstätte. 

Herr R. sucht bereits seit Langem eine eigene Wohnung, vor allem in Zeitungsanzeigen. Angebote, die er 
selbst ausfindig gemacht hatte, übersteigen deutlich seine finanziellen Möglichkeiten. Die 
Sozialarbeiter_innen im Wohnheim haben keine Kapazitäten, ihm bei der Wohnungssuche zu helfen, da 
sie alle 350 Bewohner_innen bei Anträgen zu Wohnberechtigungsscheinen, ALG etc. unterstützen. 
Allerdings wird Herr R. bei der Wohnungssuche durch den Sozialarbeiter der Wohnungslosentagesstätte, 
in der Herr R. täglich verkehrt, unterstützt. Jedoch gibt es so gut wie keine Wohnungen, die für Herrn R. 
bezahlbar wären und in seinem vertrauten sozialen Wohnumfeld liegen. Er hat eine enge Bekannte in 
seinem Alter, die ihn regelmäßig besucht. Eine Wohnung in ihrem Umfeld wäre daher wichtig. 
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Fallbeispiel 2: Alleinerziehende Mutter mit drei Kindern (S. 52) 

Frau L. ist 40 Jahre alt und alleinerziehend mit drei Kindern (6 Monate, 2 Jahre und 7 Jahre). Sie hat 
Gewalt in der Beziehung mit dem Vater der Kinder erlebt und ist deshalb mit diesen aus der 
gemeinsamen Wohnung geflüchtet. Sie reiste mit ihnen aus [Kleinstadt] nach [Großstadt], da sie hoffte, 
in einer größeren Stadt eher Unterstützung, Arbeit und eine Wohnung zu finden. 

Die Familie kam im Januar 2019 in [Großstadt] an. Zunächst wohnte sie acht Wochen bei Bekannten, 
konnte dort aber nicht länger bleiben. Im März 2019 suchte Frau L. Hilfe in einer Notunterkunft für 
wohnungslose Familien. Die dortigen Sozialarbeiter_innen stellten einen Kontakt zur Sozialbehörde her. 
Im selben Monat konnten Frau L. und die Kinder in eine ordnungsrechtliche Unterkunft für Familien in 
einen anderen Stadtteil umziehen. Sie bewohnten dort ein 1-Zimmer-Apartment mit Bad und Küche. 
Diese Unterkunft sollte im April 2019 von der kommunalen Aufsichtsbehörde wegen mangelhafter 
hygienischer Bedingungen geschlossen werden. Auch Frau L. hatte sich beim zuständigen Sozialdienst 
über Kakerlaken in der Einrichtung beschwert. Daraufhin wurde ihr ein 1-Zimmer-Apartment in einem 
anderen Stadtbezirk angeboten, welches sie jedoch ablehnte, da dies für sie keine Verbesserung 
darstellte. Der verantwortlichen Sozialbehörde stehen aber keine größeren Unterkünfte zur Verfügung. 
Somit wohnte die Familie dort für weitere sechs Monate. 

Im September 2019 ist Frau L. mit den Kindern in ein Hotel-Apartmenthaus (auch ordnungsrechtliche 
Unterbringung) in einem anderen Stadtteil umgezogen. Hier wohnt die vierköpfige Familie in einem 
Zimmer mit Kochzeile und eigenem Bad. Die älteste Tochter von Frau L wurde in der Nähe der ersten 
Unterkunft eingeschult und braucht nun 90 Minuten für ihren Schulweg.  

Frau L. bezieht Leistungen über das Jobcenter. Sie spricht regelmäßig beim Sozialamt vor, bräuchte aber 
dringend mehr Unterstützung beim Ausfüllen der Papiere und den administrativen Vorgängen 
(Leistungsbezug, Beantragung WBS-Schein). Neben der Versorgung der drei Kinder bleibt keine Zeit für 
eine intensive Wohnungssuche. Das zuständige Sozialamt versucht aktuell, Frau L. in eine Mutter-Kind- 
Einrichtung zu vermitteln. 

Name und aktueller Aufenthaltsort wurden zum Schutz der Betroffenen verändert. Die Fälle wurden geschildert von 
Fachberatungsstellen für Wohnungslose (in behördlicher und freier Trägerschaft). 
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